
hat. Wenn das Kreisgericht unter diesen Gesichtspunk­
ten auch das Gartengrundstück dem Verklagten in das 
Alleineigentum übertragen hat, so vermag die hierzu 
gegebene Begründung nicht so ohne weiteres zu über­
zeugen.
Sofern die Klägerin zunächst auf das Gartengrundstück 
keinen Anspruch erhoben hatte, jedoch nach dessen 
Schätzung ihren früheren Antrag änderte, kann hier­
aus nichts zu ihrem Nachteil hergeleitet werden. In 
jedem Verfahren, also auch in dem Verfahren zur Ver­
teilung des gemeinschaftlichen Eigentum und Vermö­
gens nach §39 FGB, haben die Prozeßparteien das 
Recht, die Klage zu ändern, soweit dies sachdienlich ist 
(§ 29 ZPO). Es sind keine Gründe erkennbar, weshalb 
die Klageänderung nicht als sachdienlich anzuerkennen 
gewesen wäre, dies um so weniger, als es sich um ein 
Vermögensauseinandersetzungsverfahren handelt, in 
dem es nicht selten ist, daß z. B. wegen veränderter 
Lebensverhältnisse der Prozeßparteien oder infolge der 
sich ergebenden Beweislage andere Anträge gestellt 
werden.
Über prozeßrechtliche Erwägungen hinaus durfte dem-

■ nach die Kammer für Familienrechtssachen für die Ent­
scheidung in der Sache selbst keine Schlußfolgerungen 
aus dem Umstand der Klageänderung ziehen.
Die Zuweisung des Grundstücks an den Verklagten 
wurde ferner damit begründet, daß er es seit der Ehe­
scheidung allein bewirtschaftet habe. Das mag richtig 
sein. Es wurde jedoch nicht dem Einwand der Kläge­
rin nachgegangen, daß sie während der Ehe im Garten 
mit tätig gewesen, aber nach Ehelösung vom Verklag­
ten aus dem Gartengrundstück ausgesperrt ^worden sei. 
Träfe dies zu, was ebenfalls noch zu klären ist, würde 
auch deshalb die rechtliche Würdigung des Kreisgerichts 
einer Überprüfung bedürfen.
Andererseits wurde den Hinweisen des Verklagten 
nicht nachgegangen, daß er vor seinem Umzug nach P. 
bereits ein Gartengrundstück besessen habe und daß er 
auf die Nutzung des jetzigen Gartens aus gesundheitli­
chen Gründen angewiesen sei.
Zusammenfassend ergibt sich, daß über die Zuwei­
sung des Grundstücks und die Bemessung des Erstat­
tungsbetrags erst nach ergänzender Beweisaufnahme 
durch das Bezirksgericht befunden werden durfte.

Gesetzlichkeitsaulsicht des Staatsanwalts
§gl510.ZGa
Zur Verantwortung des Garantieverpflichteten für die 
umfassende Gewährleistung der Rechte des Käufers 
bei nicht Qualitätsgerechten Erzeugnissen (hier: Erfül­
lung des Garantieanspruchs auf Nachbesserung, insbe­
sondere bei Fernsehgeräten).
Protest des Staatsanwalts des Bezirks Leipzig vom 
14. Oktober 1976 - 340 - 703 - 21.

Einzelne Hinweise von Bürgern auf Gesetzesverletzun­
gen durch Mitarbeiter der Verkaufseinrichtung für 
Rundfunk- und Fernsehgeräte P.-Straße bei der Durch­
setzung von Garantieansprüchen beim Kauf, denen der 
Staatsanwalt des Bezirks nachging, ergaben, daß es in 
dieser Verkaufseinrichtung Praxis war, Kunden bei 
Reklamationen, insbesondere von Fernsehgeräten, an 
den zentralen Dispatcherdienst der Vertragswerkstät­
ten zu verweisen. Bei Reparaturen, die nicht in der 
Wohnung der Kunden durchgeführt werden können, 
wurden diese darauf hingewiesen, das Gerät selbst in 
eine Vertragswerkstatt zu bringen, und es wurde ihnen 
gesagt, daß sie mit unverhältnismäßig langen Nachbes­
serungsfristen rechnen müssen.
Gemäß §§ 38, 39 StAG legte der Staatsanwalt des Be­
zirks beim Direktor des zuständigen Betriebes wegen 
Verletzung der in den §§ 151 ff. ZGB festgelegten Rechte 
der Käufer zur Geltendmachung von Garantieansprü­
chen Protest ein.

Aus den G r ü n d e n :
Der Käufer kann gemäß § 157 ZGB seine Garantiean­
sprüche gegen den aus der Garantie verpflichteten Ver­
käufer, gegen den Hersteller oder gegen die Vertrags­
werkstatt geltend machen.
In § 158 Abs. 2 ZGB ist eindeutig festgelegt, däß der 
Betrieb des Einzelhandels, die Vertragswerkstatt oder 
der Hersteller den Käufer, der bei ihnen einen Garan­
tieanspruch geltend macht, nicht an einen anderen Ga­
rantieverpflichteten verweisen dürfen. Diese gesetz­
lichen Bestimmungen wurden durch die Mitarbeiter 
der Verkaufsstelle P.-Straße verletzt, indem sie Käufer 
an die Vertragswerkstatt verwiesen haben.
Der Verkäufer kann die Garantieansprüche gemäß § 152 
ZGB durch Nachbesserung erfüllen, wenn der Mangel 
innerhalb einer solchen Frist beseitigt werden kann, 
die dem Käufer — ausgehend von der konkreten Rekla­
mation und den jeweiligen Bedingungen — zumutbar 
ist, und wenn seine berechtigten Interessen gewahrt

bleiben. Bei einer Überschreitung der zumutbaren 
Nachbesserungsfrist kann die Nachbesserung auch noch 
dann durchgeführt werden, wenn dem Käufer ein ent­
sprechender Leihgegenstand kostenlos zur Verfügung 
gestellt wird. Die Vertragswerkstatt R.-Straße des Be­
triebes besitzt keine Leihgeräte und ist wegen nicht 
ausreichender Reparaturkapazität auch nicht in der 
Lage, angemessene Nachbesserungsfristen einzuhal­
ten. Es besteht jedoch eine Festlegung des Betriebes, 
daß mit Ausnahme von Plattenspielern und Rundfunk­
geräten Reklamationen, die beim Handelsbetrieb gel­
tend gemacht werden, durch den Schnellreparatur­
dienst innerhalb von drei Tagen zu erledigen sind. 
Gemäß § 155 Abs. 3 ZGB ist der Handel verpflichtet, 
Waren, die nach § 140 ZGB frei Haus zu liefern sind 
und nicht am Aufstellungsort nachgebessert werden 
können, abzuholen und nach Nachbesserung zu rück zu- 
liefem. Unter diese Bestimmungen fallen auch Fern­
sehgeräte mit Ausnahme von Kofferfemsehapparaten. 
Auch diese Verpflichtung hat die Verkaufsstelle nicht 
erfüllt.
Zur konsequenten Durchsetzung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit ist es erforderlich, die gerügten Gesetzes­
verletzungen mit den Beteiligten auszuwerten und im 
Zusammenwirken mit den zuständigen Organen des 
Rates der Stadt unverzüglich Maßnahmen festzulegen, 
durch die die Rechte der Käufer umfassend gewähr­
leistet werden.
A n m e r k u n g :
An der Auswertung des Protestes mit Mitarbeitern des 
zuständigen Betriebes und der Verkaufseinrichtung 
nahm auch das für die örtliche Versorgungswirt­
schaft zuständige Mitglied des Rates der Stadt teil, ln 
der Aussprache ging es vor allem darum, bessere ma­
teriell-technische und organisatorische Voraussetzun­
gen für die konsequente Durchsetzung der Garantie­
ansprüche der Käufer in den betreffenden Bereichen 
zu schaffen.
Die Verweisung an den zentralen Dispatcherdienst der 
Vertragswerkstätten wurde bisher als eine für den 
Kunden vorteilhafte Regelung angesehen; es wurde 
dabei aber nicht beachtet, daß die Pflichten des Ver­
käufers nicht auf Dienstleistungseinrichtungen über­
tragen werden können, und zwar insbesondere dann 
nicht, wenn vom Handel nicht zugleich die erforder­
lichen Voraussetzungen geschaffen wurden.
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